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1. Ausgangssituation 
 

Im Dezember 2018 führte eine seitens der Landespolizei festgestellte besorgniserregende 
Entwicklung, gerade bei männlichen Jugendlichen und jungen Männern, die besonders spät 
abends mit Waffen oder waffenähnlichen gefährlichen Gegenständen in der Innenstadt 
unterwegs sind, zur Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung, eine Rechtsverordnung 
über das Verbot des Führens von Waffen und eine Gefahrenabwehrverordnung über das 
Verbot des Führens von waffenähnlichen gefährlichen Gegenständen im Wiesbadener 
Stadtgebiet zu beschließen und somit eine Waffenverbotszone einzurichten. 

Die Analyse, fachliche Empfehlung und aktuelle 
Auswertung der relevanten Straftaten durch die Landes-
polizei ergab tatsächlich auch eine signifikante Häufung 
in dem geplanten Geltungsbereich der Waffenverbots-
zone (Abbildung 1), der auch von der Stadtpolizei vollum-
fänglich geteilt wurde. 

Zudem hatte auch die Jugendstudie 2017 der Landes-
hauptstadt Wiesbaden ergeben, dass ein erhebliches 
Unsicherheitsgefühl bei Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen besteht.  

Vor diesem Hintergrund sollten alle kommunalen 
Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um gerade in der 
zentralen Innenstadt die Sicherheitslage in Wiesbaden 
und auch das Sicherheitsgefühl der Wiesbadener 
Bürgerinnen und Bürger zu verbessern.  

Die Waffenverbotszone stellt somit ein zusätzliches 
Mittel für mehr Sicherheit dar, da in ihrem 
Geltungsbereich grundsätzlich sowohl das Führen von 

Waffen im Sinne des Waffengesetzes als auch das Führen von waffenähnlichen gefährlichen 
Gegenständen in der Zeit von 21:00 Uhr bis 05:00 Uhr verboten ist.  

Die Verbotszeit ist auf die kritischen Abend- und Nachtstunden beschränkt, um den Eingriff in 
die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und Bürger möglichst gering zu halten. Tagsüber wird 
keine Handlungsnotwendigkeit gesehen, weil die Kriminalitätsanalyse der Landespolizei einen 
Schwerpunkt der Straftaten zwischen 18:00 Uhr und 04:00 Uhr aufzeigte. Zudem ist tagsüber 
durch den üblichen Fußgängerverkehr eine ausreichende soziale Kontrolle gegeben. 

Um darüber hinaus die Verhältnismäßigkeit zu wahren, sind entsprechende Ausnahmen von 
dem Verbot vorgesehen. Diese sind in der Gefahrenabwehrverordnung über das Verbot des 
Führens von waffenähnlichen gefährlichen Gegenständen im Wiesbadener Stadtgebiet unter 
§ 4 „Ausnahmetatbestände“ festgehalten. 

Nach einer Dauer von drei Jahren soll nun anhand einer Evaluation die Wirksamkeit der 
Waffenverbotszone näher betrachtet werden. Außerdem wird unter anderem die 
Kriminalitätslage in der Wiesbadener Innenstadt, die Georeferenzierung und Festlegung des 
Gefahrenraums sowie eine Analyse der Tatzeiten und Identifikation von Schwerpunktzeiten 
beleuchtet.  

 

Abbildung 1 - SV 18-V-31-0009 Anlage 3 

Übersichtsplan 
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2. Rechtliche Grundlagen  

2.1. Waffengesetz (WaffG) 

 

Grundlage für die Einrichtung einer Waffenverbotszone bildet § 42 Waffengesetz (WaffG) 
Verbot des Führens von Waffen bei öffentlichen Veranstaltungen; 
Verordnungsermächtigungen für Verbotszonen. Unter Absatz 5 ist folgendes ausgeführt: 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
vorzusehen, dass das Führen von Waffen im Sinne des § 1 Abs. 2 auf 
bestimmten öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen allgemein oder im 
Einzelfall verboten oder beschränkt werden kann, soweit an dem jeweiligen 
Ort wiederholt 

1.    Straftaten unter Einsatz von Waffen oder 

2. Raubdelikte, Körperverletzungsdelikte, Bedrohungen, Nötigungen, 
Sexualdelikte, Freiheitsberaubungen oder Straftaten gegen das Leben 

begangen worden sind und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass auch 
künftig mit der Begehung solcher Straftaten zu rechnen ist. In der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 soll bestimmt werden, dass die zuständige 
Behörde allgemein oder für den Einzelfall Ausnahmen insbesondere für 
Inhaber waffenrechtlicher Erlaubnisse, Anwohner und Gewerbetreibende 
zulassen kann, soweit eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit nicht zu 
besorgen ist. Im Falle des Satzes 2 gilt Absatz 3 entsprechend.  

Die Landesregierungen können ihre Befugnis nach Satz 1 in Verbindung mit 
Satz 2 durch Rechtsverordnung auf die zuständige oberste Landesbehörde 
übertragen; diese kann die Befugnis durch Rechtsverordnung weiter 
übertragen.“ 

Aufgrund dieses letzten Satzes wurde die Befugnis zum Erlass von Verordnungen auf die 
Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister der kreisfreien Städte als Kreisordnungs-
behörde übertragen. 

 

2.2. Erlass der Rechts- und Gefahrenabwehrverordnung der Landes-
hauptstadt Wiesbaden 

 

Das Führen von Waffen im Sinne des Waffengesetzes wird von dem Oberbürgermeister als 
Kreisordnungsbehörde durch Rechtsverordnung über das Verbot des Führens von Waffen im 
Wiesbadener Stadtgebiete untersagt bzw. geregelt.  

Nach § 4 Abs. 2 Hessische Gemeindeordnung (HGO) nehmen die Bürgermeister und 
Oberbürgermeister die Aufgaben der örtlichen Ordnungsbehörden und Kreisordnungs-
behörden in alleiniger Verantwortung als Auftragsangelegenheiten wahr. Somit ist der 
Oberbürgermeister für den Erlass einer Verordnung zur Einführung einer Waffenverbotszone 
in Wiesbaden in Bezug auf Waffen i.S.v. § 1 Abs. 2 WaffG zuständig.  
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Um auch das Führen von waffenähnlichen gefährlichen Gegenständen in der Waffenverbots-
zone zu untersagen bzw. zu regeln, beschloss die Stadtverordnetenversammlung auf 
Grundlage der §§ 71, 74 und 77 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung (HSOG) eine entsprechende Gefahrenabwehrverordnung über das Verbot des 
Führens waffenähnlicher gefährlicher Gegenstände im Wiesbadener Stadtgebiet.  

Beide Verordnungen bilden seit 1. Januar 2019 die Grundlage für die Waffenverbotszone in 
der zentralen Wiesbadener Innenstadt.  

Darüber hinaus erfolgen alle weiteren Maßnahmen im Sinne des Hessischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG). 

 

2.3. Waffen und waffenähnliche gefährliche Gegenstände nach der 
Rechts- und Gefahrenabwehrverordnung der Landeshauptstadt 
Wiesbaden 

 

1. Waffen gemäß § 3 der Rechtsverordnung über das Verbot des Führens von Waffen im 
Wiesbadener Stadtgebiet vom 17. Dezember 2018 im Sinne des § 1 Abs. 2 WaffG sind: 
 
1. Schusswaffen oder ihnen gleichgestellte Gegenstände  

und 

2. tragbare Gegenstände, 

a)  die ihrem Wesen nach dazu bestimmt sind, die Angriffs- oder Abwehrfähigkeit von 
Menschen zu beseitigen oder herabzusetzen, insbesondere Hieb- und Stoßwaffen; 

b) die, ohne dazu bestimmt zu sein, insbesondere wegen ihrer Beschaffenheit, 
Handhabung oder Wirkungsweise geeignet sind, die Angriffs- oder Abwehrfähigkeit  
von Menschen zu beseitigen oder herabzusetzen, und die in diesem Gesetz genannt 
sind. 

 
2. Waffenähnliche gefährliche Gegenstände im Sinne des § 3 Abs. 2 der Gefahrenabwehr-

verordnung über das Verbot des Führens von waffenähnlichen Gegenständen vom  
17. Dezember 2018 sind 

a) Messer jeglicher Art, soweit sie nicht bereits dem Waffengesetz unterliegen, 

b) Schraubendreher, Hämmer und metallene oder scharfkantige oder spitze 
Gegenstände, welche als Schlag-, Stich- oder Wurfwaffe eingesetzt werden können  

c) Knüppel, Holzstiele und Baseballschläger, 

d) Äxte und Beile, 

e) Handschuhe mit harten Füllungen.  
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3. Betrachtung/Grundlagen 2016 - 2018  

3.1. Wiesbadener Stadtanalyse, Jugend in Wiesbaden 
- Ergebnisse der Jugendbefragung 2017 (Jugendstudie 2017) 

 

Die Wiesbadener Stadtanalyse, Jugend in Wiesbaden - Ergebnisse der Jugendbefragung 
2017 (Jugendstudie 2017) hat ergeben, dass in Wiesbaden eine erhebliche subjektive 
Unsicherheit bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen besteht.  

Mädchen und Jungen, so die Jugendstudie, unterscheiden sich vor allem in der Bewertung der 
öffentlichen Sicherheit abends/nachts. Nur 16 Prozent der Mädchen sind damit zufrieden, 42 
Prozent dagegen unzufrieden. Bei den Jungen ist der Kontrast bei weitem nicht so stark, 
dennoch übertrifft der Anteil unzufriedener mit 30 Prozent den der Zufriedenen etwas (27 
Prozent). 

Die folgenden auszugsweisen Abbildungen aus der Studie zeigen eine Beurteilung der 
öffentlichen Sicherheit in Wiesbaden tagsüber und nachts: 

Außerdem ergab die Befragung, dass abends und nachts 36 Prozent der Befragten mit der 
Sicherheit unzufrieden sind, davon knapp 15 Prozent sogar sehr unzufrieden. Dazu kommen 
noch 31 Prozent der Befragten, die nur teils/teils zufrieden bzw. unzufrieden sind. 

Abbildung 2: Auszug aus der Jugendstudie 2017 - Bild 25 

Abbildung 3: Auszug aus der Jugendstudie 2017 - Bild 26  



 

6 
 

Unterscheidet man hierbei noch nach Geschlecht (Abbildung 4), verschärft sich der Kontrast 
noch: Der Anteil Mädchen, die mit der Sicherheit zufrieden sind, erreicht für den Tag noch über 
50 Prozent, reduziert sich aber abends bzw. nachts um mehr als die Hälfte auf nur noch 16 
Prozent. 

Die Wahrnehmung der öffentlichen Sicherheit nachts in Wiesbaden ist auch für Jungen mit  
30 Prozent unzufriedenen und weiteren 31 Prozent teils/teils-Einstufungen als kritisch zu 
bewerten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.2. Kriminalitätslage 

 

Eine Tatzeitanalyse in Bezug auf Straftaten mit Waffenbezug im innerstädtischen Bereich 
ergab eine weitestgehend homogene Verteilung und eine Tendenz auf die Tage zwischen 
Mittwoch und Sonntag. Außerdem zeigte die Analyse einen Schwerpunkt der Straftaten 
zwischen 18:00 Uhr und 04:00 Uhr.  

Die folgende Statistik der Landespolizei zur Kriminalitätslage in 2016/2017 in den Bereichen 
des 1. und 3. Polizeireviers (Abbildung 5) erfassten im Jahr 2016 112 Rohheitsdelikte. Im Jahr 
2017 stiegen die Fälle um 12,5 Prozent auf 126 Delikte.  

In 2016 wurden darüber hinaus 32 Verstöße gegen das Waffengesetz festgestellt. In 2017 
stiegen die Fälle um 25 Prozent auf 40 Fälle. 

Außerdem wurden im Jahr 2016 17 übrige Delikte festgestellt. Diese stiegen in 2017 um 35,29 
Prozent auf 23 Delikte.  

Insgesamt wurden im Jahr 2016 161 Fälle erfasst. Im Jahr 2017 stiegen die gesamten Delikte 
um 17,39 Prozent auf 189 Fälle.  

 

Abbildung 4: Jugendstudie 2017 - Bild 27 
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Bei Straftaten mit Waffenbezug wurden einige Waffen erfasst (Abbildung 6). Handelte es sich 
in 2016 um 26 Reizwaffen (sonstige Waffen), 24 Hieb- und Schlagwaffen (sonstige Waffen), 
81 Stich- und Schnittwaffen, 24 Schusswaffen und 6 Mehrfacherfassungen, so wurden im Jahr 
2017 35 Reizwaffen (sonstige Waffen), 19 Hieb- und Schlagwaffen (sonstige Waffen), 92 Stich- 
und Schnittwaffen, 29 Schusswaffen und 14 Mehrfacherfassungen bei Straftaten bei Straftaten 
mit Waffenbezug festgestellt.  

 

Im Jahr 2016 wurden insgesamt 38 Sicherstellungen nach dem HSOG erfasst (Abbildung 7). 
Hierbei handelte es sich um fünf Hieb- und Schlagwaffen, 18 Stich- und Schnittwaffen,  
sieben Schusswaffen, zwei sonstige Waffen und sechs Mehrfacherfassungen. 2017 wurden 
insgesamt 64 Sicherstellungen vorgenommen, unter anderem: eine Reizwaffe, acht Hieb- und 
Schlagwaffen, 31 Stich- und Schnittwaffen, 18 Schusswaffen, fünf sonstige Waffen sowie eine 
Mehrfachnennung.  

Rohheitsdelikte Verstoß WaffG übrige Delikte

112

32
17

126

40
2

Waffen (PKS 2016)

Waffen (PKS 2017)

Abbildung 6: Straftaten mit Waffenbezug im Bereich 

des 1. und 3. Polizeireviers – Aufschlüsselung Waffenarten 
Abbildung 7: HSOG Sicherstellung mit Waffenbezug im  

Bereich des 1. und 3. Polizeireviers 

Abbildung 5: Zusammenfassung Kriminalitätslage 2016/2017 Delikte mit Waffenbezug im Bereich des 1. und 3. Polizeireviers 
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Außerdem zeigte die folgende polizeiliche Zusammenfassung der Kriminalitätslage aus 
2016/2017 aus dem Geltungsbereich der Waffenverbotszone, dass in den Jahren 2016  
23 Fälle und in 2017 56 Fälle dokumentiert wurden. In 2016 waren es 23 Straftaten mit 
Waffenbezug und drei Waffensicherstellungen durch die Polizei. In 2017 wurden 40 Straftaten 
mit Waffenbezug, zwölf Waffensicherstellungen durch die Polizei sowie vier 
Waffensicherstellungen durch die städtischen Gefahrenabwehrbehörden erfasst. 

Somit kam es bei den Straftaten mit Waffenbezug in 2017 zu einer Steigerung um 100 Prozent, 
bei den Sicherstellungen durch die Polizei um 300 Prozent und den Gesamtvorfällen zu einer 
Steigerung von 143,48 Prozent.  
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56 Vorfälle 2017 (WVZ)

Abbildung 8: Zusammenfassung Kriminalitätslage2016/2017 aus dem Geltungsbereich Waffenverbotszone 
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3.3. Betrachtung Waffenverbotszone 

 

Eine Auswertung präventiver Sicherstellungen nach dem HSOG ergab einen Anstieg von 
Sicherstellungen in 2017, insbesondere bei Stich- und Schusswaffen.  

Zur Festlegung des Bereichs der Waffenverbotszone ab dem 1. Januar 2019 wurden daher 
die Gebietsbestimmungen des öffentlichen Raumes mit dem nachweislich höchsten 
Vorfallsaufkommen in 2016/2017 ermittelt.  

Hierzu wurde ein Abgleich von Straftaten mit Waffenbezug im Vergleich zu HSOG-
Sicherstellungen mit Waffenbezug sowie anschließend eine Betrachtung des 
Straftatenverhältnisses zu ihrer Häufigkeit und der räumlichen Nähe zueinander 
vorgenommen.  

Der folgenden Abbildung ist die geografische Verteilung der Tatorte im innerstädtischen 
Bereich in 2016 und 2017 zu entnehmen, die als Grundlage für die Auswahl des Gebiets der 
Waffenverbotszone diente:  

 

Das so festgestellte Gebiet wurde, unter Beachtung der Verhältnismäßigkeit an baulich 
vorhandenen Gegebenheiten auslaufend festgelegt. Außerdem wurden hochfrequentierte 
Flächen und Punkte, wie beispielsweise Fußgängerzonen, Haltestellen und bekannten 
HotSpots, zur Minimierung möglicher Opferzahlen bei Straftaten mit Messer-, bzw. 
Waffeneinsatz berücksichtigt.  

 

 

Abbildung 9: Geografische Verteilung der Tatorte im innerstädtischen Bereich 2016 (blau) / 2017 (rot) 



 

10 
 

Bei der Waffenverbotszone handelt es sich um eine Kooperation der Stadt Wiesbaden - 
Ordnungsamt/Stadtpolizei - und der Landespolizei Hessen im Rahmenkonzept „Gemeinsam 
Sicheres Wiesbaden“. 

Dies bedeutet seit Einführung der Waffenverbotszone zum 1. Januar 2019 werden separate 
und gemeinsame Kontrollen von Stadt- und Landespolizei durchgeführt.  

Darüber hinaus haben Landespolizei und Stadtpolizei im Rahmen von „Gemeinsam Sicheres 
Wiesbaden", neben der Waffenverbotszone, noch weitere gemeinsame Einsatzfelder, wie die 
Schwerpunktkontrollen von Personen, Gaststätten und Problemliegenschaften, das 
Fußstreifenkonzept sowie die Kontrollen im ÖPNV, Erstellen von Dokumentationen und 
Reports (gemeinsame Statistiken) sowie gemeinsam eingeleitete Verfahren und Bußgelder 
und die Evaluation der Waffenverbotszone. 

Ziele der Waffenverbotszone sind,  

 eine Reduktion von Straftaten mit Messern und gefährlichen Gegenständen. 
 eine Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten der Gefahrenabwehr- und Polizeibehörden. 

Dies ermöglicht Kontrollen ohne bevorstehende Gefahrenlage sowie gestaffelte Bußgelder 
bei Verstößen.  

 die Erhöhung des Sicherheitsgefühls und der Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger.  

Die folgende Statistik der Straftaten im Geltungsbereich der Waffenverbotszone zeigt 
außerdem, dass es seit 2016 eine Steigerung um 100 Prozent auf 40 im Vergleich zu 2017 in 
Bezug auf die Straftaten mit Waffenbezug i.S. des § 42 (5) 1 Alt. WaffG gab. Im Jahr 2018 kam 
es zu einem Abstieg von 7,50 Prozent auf 37 Straftaten. 

 

Abbildung 10: Straftaten im Geltungsbereich Waffenverbotszone  

 

Die Katalogtaten i.S. des § 42 (5) 2 Alt. WaffG stiegen von 2016 auf 2017 um 22,54 Prozent 
von 213 auf 261 Taten. Im Jahr 2018 kam es zu einem Absinken von 7,28 Prozent auf 242 
Taten.  

  

 2016 2017 2018 

Straftaten mit Waffenbezug i.S. des § 42 (5) 
1. Alt. WaffG 

20 
(100%) 

40 

(↗100%) 

37 

(↘7,50%) 

Katalogtaten i.S. des § 42 (5) 2. Alt. WaffG  213 

(100%) 

261 

(↗22,54%) 

242 

(↘7,28%) 
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Hierbei handelte es sich laut der folgenden Statistik unter anderem um Sexual-, Raub-, 
Körperverletzungs-, Bedrohungs- oder Nötigungsdelikte. So wurden in 2016 beispielsweise 
182 Körperverletzungsdelikte verzeichnet. In 2017 stiegen die Zahlen um 15,38 Prozent auf 
210 Delikte. 2018 kam es zu einer Minderung der Delikte um 6,19 Prozent auf 197 Delikte. 

 

 2016 2017 2018 

WAFFENDELIKTE  
gem. § 42 (5) 1. Alt. WaffG 

20 40 37 

KATALOGDELIKTE 
gem. § 42 (5) 2. Alt. WaffG 
    davon: 

213 261 242 

    Sexualdelikte 3 6 4 

    Raubdelikte 15 17 16 

    Körperverletzungs-Delikte 182 210 197 

    Bedrohung 12 25 22 

    Nötigung 1 3 0 

    Straftaten gegen das Leben 0 0 3 

    Freiheitsberaubung 0 0 0 

Abbildung 11: Straftaten im Geltungsbereich Waffenverbotszone 2016-2018 
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4. Evaluierung/Betrachtung 2019 – 2021 

4.1. Erstes Fazit – Bericht Wiesbadener Kurier Januar 2019 

 

In einem Bericht des Wiesbadener Kuriers vom 7. Januar 2019 wurde ein erstes Fazit nach 
einer Woche der Kontrollen in der seit dem 1. Januar 2019 geltenden Waffenverbotszone 
gezogen.  

Während einer Nachtschicht von Samstag auf Sonntag wurden insgesamt 190 Personen von 
Landes- und Stadtpolizei kontrolliert und fünf Messer sichergestellt.  

 

  

Abbildung 12: Wiesbadener Kurier - Stadtausgabe - Seite 7 
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4.2. Zwischenbilanz – Bericht Wiesbadener Kurier Juni 2019 

 

Eine erste Zwischenbilanz zur Waffenverbotszone wurde seitens des Wiesbadener Kuriers am 
6. Juli 2019, sechs Monate nach der Einführung, gezogen (Abbildung 13). Hier war unter 
anderem zu lesen, dass die Einführung der Waffenverbotszone und den damit verbundenen 
Kontrollen, kein „Aufregerthema" mehr sei.  

Diese Aussage wurde seitens Polizeipräsident Stefan Müller: „Bei uns sind, bis auf eine 
einzige, in all der Zeit keine weiteren Beschwerden eingegangen“ und Bürgermeister und 
Ordnungsdezernenten Dr. Oliver Franz: „Im Gegenteil, es gibt viel positive Resonanz. Die 
Menschen sehen, da wird etwas gemacht, was ihrer Sicherheit dient.“ unterstrichen. 

Auch die Stimmen der Bürgerinnen und Bürger wurden in dem Bericht aufgegriffen. Hier 
kamen Meinungsbilder, wie zum Beispiel „wichtig“, „nicht schlecht“ und „schlimm, dass 
kontrolliert werden muss“, aber auch Fragen nach dem messbaren Erfolg auf.  

 

Abbildung 13: Wiesbadener Kurier vom 6. Juli 2019 - Stadtausgabe - Seite 11 
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4.3. „Messer machen Mörder“ – Berichte Wiesbadener Kurier 2018/2019 

 

„Neben der Repression setzt der Polizeipräsident auf eine verstärkte Aufklärung“, so der 
Bericht im Wiesbadener Kurier vom 24. April 2018, in dem das Präventionsprojekt „Messer 
machen Mörder“ an Schulen vorgestellt wurde.  

Bei der Prävention zum Thema Messer wurden die Jugendlichen direkt angesprochen. Wer 
mit einem Messer loszieht, vergrößert das Risiko für sich und für andere. Daher wurde von 
Seiten der Landespolizei die Gewaltpräventionsmaßnahme mit dem plakativen und 
provokanten Slogan, der bereits seit Herbst 2014 von der Berliner Polizei entwickelt wurde, in 
Wiesbaden etabliert. 

Hierbei sollen durch eine gezielte Aufklärung für Schülerinnen und Schüler ab der 7. Klasse, 
besonders die Altersgruppe mit Neigung zu Messern über die Tötungswaffe Nr. 1, informiert 
werden. Durch diese Maßnahme soll vor allem das Bewusstsein der Schülerinnen und Schüler 
dafür gestärkt werden, dass das Mitführen eines Messers das Eskalationspotenzial eines 
Konfliktes auf ein lebensbedrohliches Niveau hebt.  

 

Aus dem Artikel des Wiesbadener Kuriers vom 23. Oktober 2019 ging hervor, dass sich zum 
Zeitpunkt 10/ 2019 insgesamt 35 Klassen angemeldet hatten. Auf Nachfrage der Polizisten, 

wie viele Waffen 
schätzungsweise von 
der Stadt- und 
Landespolizei seither 
in der Waffenverbots-
zone sichergestellt 
wurden, lagen die 
Antworten häufig 
zwischen 30, 50 und 
80. Die tatsächlichen 
Zahlen übersteigen 
die der Schülerinnen 
und Schüler um 
einiges:  

 

 

 

  

Abbildung 14: Wiesbadener Kurier vom 23. Oktober 2019 - Seite 10 
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4.4. Fazit Landes- und Stadtpolizei 2019 - 2021 

 

Die Erwartungshaltung an die Waffenverbotszone war und ist, dass durch einen hohen 
Kontrolldruck und die präventiven Sicherstellungen von Waffen und gefährlichen 
Gegenständen Taten, Tatgelegenheiten oder zumindest die Schwere von Taten reduziert 
werden. Darüber hinaus sind die Kontrollen und Sicherstellungen ein Gradmesser für die 
„Bewaffnung“ in den Abend- und Nachtstunden im Stadtgebiet. 

 

Kriminalitätsentwicklung innerhalb der Waffenverbotszone 

 2019 2020 2021 

WAFFENDELIKTE  

gem. § 42 (5) 1. Alt. WaffG 
23 28 37 

KATALOGDELIKTE 

gem. § 42 (5) 2. Alt. WaffG 

    davon: 

219 177 231 

    Sexualdelikte 2 1 5 

    Raubdelikte 15 9 10 

    Körperverletzungs-Delikte 178 154 187 

    Bedrohung 21 7 25 

    Nötigung 3 4 2 

    Straftaten gegen das Leben 0 1 2 

    Freiheitsberaubung 0 1 0 

Abbildung 15: Auswertung Landespolizei Kriminalitätsentwicklung innerhalb der Waffenverbotszone 

In der Auswertung der Kriminalitätsentwicklung innerhalb der Waffenverbotszone kann für das 
Jahr 2019 ein vorsichtiger, positiver Trend festgestellt werden. Inwieweit dieser dem hohen 
Kontrolldruck und damit der Folge der Waffenverbotszone zugeschrieben werden kann, lässt 
sich derzeit nicht abschließend bewerten. 

Der geringere Kontrolldruck sowie die allgemeinen besonderen Umstände der beiden 
Pandemiejahre 2020 und 2021 lassen die Bewertung eines Effektes der Waffenverbotszone 
auf das Bevölkerungsverhalten nicht zu. 
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Es bleibt festzustellen, dass die Anzahl der Delikte innerhalb der Waffenverbotszone in etwa 
auf dem Stand vor der Einführung der Waffenverbotszone 2018 ist. 

Ergänzende Aspekte 

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass es deutliche Indikatoren für ein zunehmend raueres 
gesellschaftliches Klima gibt. Dies zeigt sich unter anderem im Anstieg der Straßenkriminalität 
sowie in der quantitativen Steigerung der Angriffe auf Polizei- und Ordnungskräfte. 

 

4.5. Sichergestellte Gegenstände 

 

In den Jahren 2019 bis 2021 wurden von der Stadt- und Landespolizei insgesamt  
172 Gegenstände sichergestellt, die sich wie folgt aufteilen: 

 

Waffen 

26 Einhandmesser 

8 Reizstoffsprühgeräte 

5 Messer über 12 cm 

4 Schlagstock/Teleskopschlagstock 

4 Schlagring 

3 Schusswaffe 

1 Schwert (1 Meter ) 

 

Waffenähnliche gefährliche Gegenstände 

91 Messer unter 12 cm  

14 Cuttermesser 

16 Sonstiges (wie zum Beispiel: Schraubendreher, Knüppel, Hammer, Nothammer, etc.) 

 

Die folgende Abbildung 16 zeigt einige sichergestellte Exemplare. Darüber hinaus wurden 
unter anderem ein Schlagring sowie ein Schwert sichergestellt. 
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Abbildung 16: Sichergestellte Waffen und waffenähnliche Gegenstände 

 

Die bereits für den gesamten Betrachtungszeitraum 2019 – 2021 dargestellten 
Sicherstellungen, werden folgend noch einmal für die einzelnen Jahre aufgeführt: 

 

Insgesamt wurden 2019  

132 Sicherstellungen vorgenommen, darunter 
110 Messer und 
  22 sonstige Gegenstände (wie zum Beispiel: Schusswaffen, Schlagstöcke, 

Schlagringe, Schraubendreher, Knüppel, Hammer, Brieföffner, Nothammer, 
etc.) 

 

2020 hingegen erfolgten insgesamt 

24 Sicherstellungen, bei den es sich um 
18 Messer sowie 
  6 sonstige Gegenstände (wie zum Beispiel: Schusswaffen, Schlagstöcke, 

Schlagringe, Schraubendreher, Knüppel, Hammer, Brieföffner, Nothammer, 
etc. – als außergewöhnlich ist hier die Sicherstellung eines 1 Meter langen 
Schwertes zu erwähnen.) handelte. 

 

Im Vergleich dazu wurden 2021 insgesamt 

16 Gegenstände sichergestellt, unter denen sich 
  9 Messer und 
  7 sonstige Sicherstellungen (wie zum Beispiel: Schusswaffen, Schlagstöcke, 

Schlagringe, Schraubendreher, Knüppel, Hammer, Brieföffner, Nothammer, 
etc.) befanden. 

 
In der folgenden Abbildung 17 sind diese Daten und die Entwicklung in den Jahren 2019 – 2021 
noch einmal zusammengefasst grafisch dargestellt. 
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Abbildung 17: Sichergestellte Gegenstände 

 

Seit Einführung der Waffenverbotszone bis zum 31. Dezember 2021 wurden insgesamt 7.814 
Personen kontrolliert und 172 Sicherstellungen vorgenommen. 

Davon wurden 2019 ins-
gesamt 6.384 Personen 
durch Landes- und Stadt-
polizei kontrolliert und 
132 Sicherstellungen vor-
genommen.  

2020 wurden von der 
Landes- und Stadtpolizei 
996 Personen kontrolliert 
und 24 Sicherstellungen 
vorgenommen. 

Insgesamt wurden 2021 
von der Landes- und 
Stadtpolizei 434 Perso-
nen kontrolliert und 16 
Sicherstellungen vorge-
nommen. 

 

  

2019 2020 2021

Anteil Messer 110 18 9

Anteil Sonstiges 22 6 7

Sicherstellungen gesamt 132 24 16
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Abbildung 18: Anteil der Sicherstellungen 
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4.6. Betrachtung der Personen, bei denen Sicherstellungen durchgeführt 
wurden  

 

Die Personen, bei denen im Jahr 2019 Sicherstellungen durchgeführt wurden, waren in 113 
Fällen männlich und in 19 Fällen weiblich.  

Die Personen, bei denen in den Jahren 2020 und 2021 Sicherstellungen durchgeführt wurden, 
waren alle männlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betrachtet man nun die 
Altersstruktur der Personen, bei 
denen eine Sicherstellung 
durchgeführt wurde, muss man 
feststellen, dass alle 
Altersgruppen vertreten sind – 
sogar Kinder unter 14 Jahre. 

 

 

 

 

 

 

 

2 0 0

16

2 3

36

7
2

35

4 2

43

11 9

0

10

20

30

40

50

2019 2020 2021

Alter der Personen, bei denen 

Sicherstellungen durchgeführt 

wurden

< 14 14 - 17 18 -21 22 - 30 > 30

2019 2020 2021

männlich 113 24 16

weiblich 19 0 0

0

20

40

60

80

100

120

Geschlecht der Personen, bei denen Sicherstellungen 

durchgeführt wurden

Abbildung 20: Altersverteilung 
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Bei der Frage nach dem Wohnort der Personen, bei denen Waffen oder waffenähnliche 
Gegenstände sichergestellt wurden, stellte sich heraus, dass die meisten Personen in 
Wiesbaden leben. 

Der Wohnort der Personen in 2019 
lag in 111 Fällen in Wiesbaden, in 
einem Fall in Frankfurt, in zwei 
Fällen in Taunusstein, in zwei 
Fällen in Mainz. Außerdem kam 
eine Person aus Bad Schwalbach 
sowie 15 Personen aus sonstigen 
Orten. 

Insgesamt 14 Personen aus dem 
Jahr 2020 hatten ihren Wohnort in 
Wiesbaden. Eine Person kam aus 
Mainz, eine weitere kam aus 
Hochheim. Außerdem wohnte eine 
Person in Bad Schwalbach sowie 
sieben weitere Personen in 
sonstigen Orten. 

In Jahr 2021 kamen zwölf 
Personen aus Wiesbaden, zwei 
aus Taunusstein und jeweils eine 
aus Mainz und Bad Schwalbach. 

 

5. Ausblick/Fazit 
 

Wurde im Jahr 2019 noch in jeder dritten Nacht eine Sicherstellung durchgeführt, gingen in 
den Jahren 2020 und 2021 aufgrund der Corona-Pandemie die Zahlen deutlich zurück. 
Zeitweise herrschte eine nächtliche Ausgangssperre, die Kontrollen unmöglich machten. 
Darüber hinaus setzte die Stadtpolizei aus Eigenschutzgründen zu Beginn der Pandemie die 
Kontrollen in der Waffenverbotszone aus. Ebenso war die Stadtpolizei durch die Vielzahl der 
Corona-Kontrollen sehr gut ausgelastet, so dass ein Normalbetrieb nur eingeschränkt möglich 
war. Auch nach Aufhebung der Ausgangssperre war die Frequenz in der Wiesbadener 
Innenstadt deutlich geringer als vor der Pandemie was sich selbstverständlich auch auf die 
Anzahl der Kontrollen und damit auch auf die Anzahl der sichergestellten Gegenstände 
auswirkte. 

Eine Vergleichbarkeit mit dem Jahr 2019 ist somit nicht gewährleistet und die Zahlen der Jahre 
2020 und 2021 können als nicht belastbar für eine Evaluation angesehen werden. 

Die rechtlichen Voraussetzungen für die Waffenverbotszone bestehen nach wie vor fort. Um 
einen nachhaltigen Effekt der Waffenverbotszone zu erreichen und eine valide Bewertung 
vornehmen zu können, ist jedoch ein längerer Evaluationszeitraum notwendig.  

Es wird daher seitens des Polizeipräsidiums Westhessen und der Stadtpolizei Wiesbaden 
empfohlen, den Zeitraum zur Evaluation auf die Jahre 2022 - 2024 zu verlängern, um einen 
erneuten und geschlossenen 3-Jahres-Turnus betrachten zu können. 

2019 2020 2021

Wiesbaden 111 14 12

Frankfurt 1 0 0

Taunusstein 2 0 2

Mainz 2 1 1

Hochheim 0 1 0

Bad Schwalbach 1 1 1

Sonstiges 15 7 0
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Abbildung21: Wohnort 
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